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Demokratie sieht anders aus
WÄHRUNGSUNION

Kakofonie, defi niert als Miss-
klang oder Dissonanz – oder 

auch als schlecht klingende 
Folge von Lauten:  eine zutref-
fendere Beschreibung der dis-
sonant-misstönenden Diskus-
sion über den mutmaßlichen 
Zustand der Europäischen Wäh-
rungsunion (EWU) lässt sich 
kaum fi nden. Kein Tag vergeht, 
ohne dass –nicht selten selbst-
ernannte – Experten mehr oder 
weniger skurrile Vorschläge zur 
Lösung der aktuellen Probleme 
machen: Der Austritt Griechen-
lands aus dem Euroverbund, 
Banken- und Fiskalunion ge-
hören noch zu den seriöseren 
Ratschlägen. Freilich fordern 
nahezu zeitgleich mindestens 
ebenso viele Sachverständige 
genau das Gegenteil. 

Aber selbst unter – vermeint-
lich – handelnden Politikern 
ist keine klare Linie erkennbar. 
Wie anders sollte man sonst die 
Forderung des Eurogruppen-
chefs Jean Claude Juncker in-
terpretieren, der europäischen 
Sache sei besser gedient, wenn 
insbesondere die politischen 
Akteure gelegentlich ihre per-
sönlichen Auffassungen für 
sich behalten würden.

Der unbeteiligte Beobachter 
verzweifelt nicht nur an der 
Vielfalt der vorgeschlagenen 
Rezepte, sondern vor allem bei 
der Klärung der Frage: Wer hält 
bei den zahlreichen Problemen 
der Europäischen Union (EU) 
tatsächlich die Fäden in der 
Hand? Oder anders formuliert: 
Wie steht es mit der demokra-
tischen Legitimation der euro-
päischen Institutionen? 

Politik hat nichts zu melden
Die Fragen stellen sich etwa 
bei der gegenwärtigen Gemen-
gelage in Griechenland zeigt. 
Zwar haben die Hellenen nach 
mehreren Anläufen eine gedul-
dete Regierung gewählt, diese 
jedoch steht offensichtlich un-
ter der Kontrolle einer Troika, 
deren Zusammensetzung zwar 
ökonomisch nachvollziehbar 
ist, politisch allerdings besten-
falls als willkürlich bezeichnet 
werden kann. 

Ähnlich verhält es sich mit der 
europäischen Bankenaufsicht. 
Die Genesis der European Ban-
king Authority (EBA) entspringt 

eher dem Zufall als strategisch-
politischer Planung. Ihre frag-
würdige Performance bei der 
Durchführung von seltsamen 
Stresstests spricht für sich. Aus 
dem ehedem unabhängigen 
Gremium wurde handstreich-
artig eine EU-Institution, die 
allerdings ebenso abrupt von 
der Bildfl äche verschwinden 
könnte, sollte die Aufsicht über 
die Kreditinstitute im Rahmen 
einer Bankenunion bei der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) 
angesiedelt werden.

Unkontrollierte Kommission
Womit das Legitimationspro-
blem leider keineswegs gelöst 
wäre: Die Bankenaufsicht soll 
EU-weit geregelt werden, die 

nen keine Taten folgen, Struktu-
rentscheidungen, deren Umset-
zung in den Sternen steht. Die 
einzige Institution, die derzeit 
„regiert“, ist die Europäische 
Kommission – eine für das deut-
sche Demokratieverständnis 
höchst suspekte Einrichtung. 
Sie agiert wie die Exekutive in 
der klassischen Dreigewalten-
teilung, steht indes nicht unter 
der hinreichend stringenten 
Kontrolle eines mit Kompe-
tenzen ausgestatteten Legisla-
tiv-Organs. 

Eine Folge ist die weitge-
hend unveränderte Adaption 
des Basel III-Regelwerks ohne 
eine wirklich substantielle in-
haltliche Diskussion, ganz zu 
schweigen von der fehlenden 
angemessenen Willensbildung 
auf nationaler Ebene.

Parlamente ohne Einfluss
Immerhin ist in Deutschland 
eine Debatte entfacht worden, 
wie die angestrebte europä-
ische Fiskalunion verfassungs-
rechtlich zu behandeln sei. Ein 
Fortschritt, blickt man auf die 
Hängepartie in Sachen „Euro-
päischer Rettungsschirm“, wo 
eine Entscheidung des höch-
sten deutschen Gerichtes zur 
Rechtmäßigkeit des Bundes-
tagsvotums noch aussteht. 

Es verstärkt sich der Eindruck, 
dass die Europäische Union, 
und mit ihr die EWU, zu schnell 
zu groß geworden ist. Es fehlt an 
funktionsfähigen Strukturen, 
die die mit der Größe und der 
zunehmenden Heterogeni-
tät der Union komplexer wer-
denden Aufgaben bewältigen 
könnten. 

Die Kommission ist ein 
schlecht koordinierter, nach 
Proporzgesichtspunkten zu-
sammengestellter Moloch mit 
allenfalls mäßiger Sachkennt-
nis. Dem Europäischen Parla-
ment werden fundamentale 
Kontrollrechte vorenthalten, 
und der Ministerrat leidet un-
ter überkommenen Entschei-
dungsregeln. Nicht zuletzt des-
halb bleibt vieles unverbindlich 
und vage, es dominiert der Mini-
malkonsens, der kein Problem 
wirklich löst. 

Wer zahlt schafft an, sagt der 
Volksmund – möglicherweise 
nicht die schlechteste Regel.   

Die einzige Institu-
tion, die derzeit 
„regiert“, ist die 

Europäische Kom-
mission – eine für 
das deutsche De-

mokratieverständ-
nis höchst suspekte 

Einrichtung.

EZB hat aber streng genommen 
außerhalb der EWU keine allge-
mein anerkannte Befugnis. 

Wohin man auch schaut: Gip-
felbeschlüsse, deren Halbwert-
zeit in Tagen gemessen werden 
kann, Absichtserklärungen, de-

Prof. Horst Gischer, Fakultät für 
Wirtschaftswissenschaft, 

Universität Magdeburg


